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Beschluß 

in der Wahlanfechtungssache - Az. 2/57 - des Geschäftsfüh- 
renden Landesvorsitzenden des Gesamtdeutschen Blodcs-BHE, 
Landesverband Niedersachsen, Sdineider, 

betr. Gültigkeit der Wahl zum 3. Deutschen Bundestag am 
15. September 1957 im Wahlkreis 48 (Hildesheim-Stadt 
und -Land) des Landes Niedersachsen 

hat der Deutsdie Bundestag in seiner Sitzung 

am besdilossen: 

Der Wahleinsprudi wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

Der Einspruchsführer, der Geschäftsführende Landesvorsitzende 
des Gesamtdeutsdien Blocks-BHE, Landesverband Niedersach- 
sen, Schneider, hat mit Schreiben 26. September 1957, 

eingegangen beim Deutschen Bundestag am 1. Oktober 1957, 
die Wahl zum 3. Deutschen Bundestag in Hildesheim angefochten. 

Er begründet den Einsprudi damit, daß in dem Altersheim 
Magdalenenhof in Hildesheim Insassen dieses Heimes gegen 
ihren Willen zur Briefwahl aufgefordert worden seien, obwohl 
mindestens ein Teil der etwa 200 Insassen in der Lage und 
willens gewesen wäre, das öffentlidie Wahllokal aufzusuchen. 

Weiter behauptet der Einspruchsführer, daß die Geheimhal- 
tungsvorschriften der Wahl durchbrochen worden seien, weil 
eine Angestellte des Heimes einzelne Heiminsassen bei der 
Wahlhandlung beobachtet und unterstützt habe, ohne daß 
diese Heiniinsassen der Hilfe bedürftig gewesen wären. 

Der Wahlprüfungsausschuß hat über den Einspruch in seiner 
Sitzung vom 23. Januar 1959 öffentlich und mündlich verhan- 
delt. Er hat insbesondere eingehend die Zeugin Bisdiof, die 
Angestellte des Heimes, gegen die sich die Vorwürfe richten, 
vernommen. Wiegen der Einzelheiten wird bezug genommen 
auf die Niederschrift der öffentlichen mündlichen Verhandlung 
(Protokoll W 9) vom 23. Januar 1959. 

Entscheidungsgründe 

Die Beweisaufnahme hat ergeben, daß gegen die Zeugin ein 
Strafverfahren wegen Verletzung des Wahlgeheimnisses nach 
§ 107c StGB anhängig ist. Eine rechtskräftige Entscheidung 
iiat dem Ausschuß noch nicht Vorgelegen. Im übrigen konnte 
festgesteilt werden, daß bei der Beschaffung der Wahlsdieine 
che Bestimmung der §§ 22 ff. der Bundeswahlordnung vom 
16. Mai 1957 (Bundesgesetzbl. I Seite 441) nicht eingehalten wor- 
den ist. Es wurden, ohne daß eine ordnungsgemäße Vollmacht 
Vorgelegen hatte, für einzelne Heiininsassen, obwohl sie wegfähig 
waren, Wahlscheine beantragt und erteilt. Es wurde weiter fest- 
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gestellt, daß die Zeugin Bischof beobachtet hat, wie einzelne Wäh- 
ler den Stimmzettel ausgefüllt haben und diese sogar noch auf 
ihrer Ansicht nach unrichtige Kennzeichnungen des Stimmzettels 
hingewiesen hat. Nach Auffassung des Ausschusses muß darin 
eine Verletzung des Wahlgeheimnisses gemäß § 34 des Bundes- 
wahlgesetzes vom 7. Mai 1956 (Bundesgesetzbl, I S. 383) er- 
blickt werden. 

Es mußte demnadi festgestellt werden, daß erhebliche Forin- 
verstöße gegen zwingende Bestimmungen des Wahlgesetzes 
Vorgelegen haben. 

Das Altersheim Magdalenenhof gehört nach Auskunft des 
Kreiswahlleiters im Wahlkreis 48 zum Wahlbezirk 32 in Hildes- 
heim. In diesem Wahlbezirk haben von 242 Wahlberechtigten 
234 ihre Stimme abgegeben. Der in diesem Wahlkreis gewählte 
Bewerber, der Abgeordnete Dr. Dr. Oberländer (CDU/CSU), hat 
jedoch insgesamt 46 v. H. der abgegebenen Stimmen im Wahl- 
kreis auf sidi vereinigt. Selbst wenn sämtliche im Wahlbezirk 32 
in Hildesheim abgegebene Stimmen als ungültig angesehen 
werden müßten, könnte also das Wahlergebnis im Wahlkreis 
dadurch nicht beeinflußt werden. Aus diesem Grunde konnte 
dem Wahleinsprudi nicht stattgegeben werden ; er war zurück- 
zuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Besdiluß ist gemäß § 48 des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 243) das Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundesver- 
fassungsgericht binnen einem Monat nach Erlaß dieses Be- 
schlusses unter den im § 48 des Bundesverfassungsgerichts- 
gesetzes angegebenen Voraussetzungen möglich. 
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